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Änderung des Gesetzes über die Verwahrung und 
Anschaffung von Wertpapieren 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das geltende Depotgesetz ist darauf abgestellt, daß ein Sam- 
melbestand aus untereinander vertretbaren Wertpapieren über 
nicht weiter zerlegbare Einzelrechte besteht. Bei kleingestückel- 
ten Wertpapier-Emissionen hat sich jedoch das praktische Be- 
dürfnis gezeigt, die ganze Emission oder einen Teil davon in 
einer Sammelurkunde zusammenzufassen. 


B. Lösung 

a) Die Kreditinstitute und sonstigen gewerbsmäßigen Ver- 
wahrer erhalten die Befugnis, statt mehrerer Wertpapiere 
über Einzelrechte gleicher Art eine Sammelurkunde bei 
einer Wertpapiersammelbank in Sammelverwahrung zu 
geben. Für diese Verwahrung sollen mit einigen Ergänzun- 
gen und Abweichungen die Vorschriften des Depotgesetzes 
über den Sammelbestand gelten. 

b) Drei reichsrechtliche Verordnungen von 1940 und 1942, die 
nach § 1 Abs. 1 des Anleihegesetzes vom 29. März 1951 auf 
Anleihen und Buchschulden des Bundes anwendbar sind und 
deren Handel erheblich erleichtern, sollen auch für Anleihen 
und Buchschulden der Länder gelten. 

C. Alternativen 

Der Bundesrat schlägt vor, den Umtausch einzelner Wert- 
papiere eines Sammelbestandes in eine Sammelurkunde an die 

Einwilligung der jeweiligen Börsenvorstände zu binden. 


D. Kosten 

Keine 
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Bonn, den 28. Mai 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über die Verwahrung und Anschaffung 
von Wertpapieren 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 365. Sitzung am 23. April 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Verwahrung und Anschaffung von Wertpapieren 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Verwahrung und Anschaf- 
fung von Wertpapieren vom 4. Februar 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 171), zuletzt geändert durch das Erste 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 645), wird wie folgt geändert: 

Nach § 9 wird folgende Vorschrift eingefügt: 
v§ 9 a 

Sammelurkunde 

(1) Der Verwahrer darf ein Wertpapier, das 
mehrere Rechte verbrieft, die jedes für sich in ver- 
tretbaren Wertpapieren einer und derselben Art 
verbrieft sein könnten (Sammelurkunde), einer 
Wertpapiersammelbank zur Verwahrung übergeben, 
wenn der Hinterleger ihn dazu ermächtigt hat. § 5 
Abs, 1 Satz 2, Abs. 3 gilt entsprechend. Der Aus- 
steller kann jederzeit und ohne Zustimmung der 
übrigen Beteiligten 

1. eine von der Wertpapiersammelbank in Verwah- 
rung genommene Sammelurkunde ganz oder 
teilweise durch einzelne in Sammelverwahrung 
zu nehmende Wertpapiere oder 

2. einzelne Wertpapiere eines Sammelbestandes 
einer Wertpapiersammelbank durch eine Sam- 
melurkunde 

ersetzen. 

(2) Verwahrt eine Wertpapiersammelbank eine 
Sammelurkunde allein oder zusammen mit ein- 
zelnen Wertpapieren, die über Rechte der in der 
Sammelurkunde verbrieften Art ausgestellt sind, 
gelten die §§ 6 bis 9 sowie die sonstigen Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes über Sammelverwahrung und 
Sammelbestandanteile sinngemäß, soweit nicht in 
Absatz 3 etwas anderes bestimmt ist. 

(3) Wird auf Grund der §§ 7 und 8 die Ausliefe- 
rung von einzelnen Wertpapieren verlangt, so hat 


der Aussteller die Sammelurkunde insoweit durch 
einzelne Wertpapiere zu ersetzen, als dies für die 
Auslieferung erforderlich ist; während des zur Her- 
stellung der einzelnen Wertpapiere erforderlichen 
Zeitraumes darf die Wertpapiersammelbank die 
Auslieferung verweigern. Ist der Aussteller nach 
dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis nicht ver- 
pflichtet, an die Inhaber der in der Sammelurkunde 
verbrieften Rechte einzelne Wertpapiere auszu- 
geben, kann auch von der Wertpapiersammelbank 
die Auslieferung von einzelnen Wertpapieren nicht 
verlangt werden. 

Artikel 2 

Die Verordnung über die Verwaltung und An- 
schaffung von Reichsschuldbuchforderungen vom 
5. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 30), die Verord- 
nung über die Behandlung von Anleihen des Deut- 
schen Reichs im Bank- und Börsenverkehr vom 31. De- 
zember 1940 (Reichsgesetzbl. 1941 I S, 21) sowie die 
Zweite Verordnung über die Behandlung von An- 
leihen des Deutschen Reichs im Bank- und Börsen- 
verkehr vom 18. April 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 183) 
gelten sinngemäß für Schuldverschreibungen auf 
Grund von Anleihen der Länder und für Anleihe- 
forderungen, die in Schuldbücher der Länder einge- 
tragen sind. § 39 Satz 2 des Börsengesetzes in der 
Fassung des § 3 der Verordnung vom 31. Dezember 
1940 (Reichsgesetzbl. 1941 I S. 21) gilt auch für An- 
leiheforderungen, die in Schuldbücher der Länder 
eingetragen sind. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Bei kleingestückelten Wertpapier-Emissionen 
(z. B. Ausgabe von Aktien im Nennbetrag von 
50 DM; Auflegung einer Anleihe mit Einzelobliga- 
tionen über 100 DM) hat sich in der Praxis das Be- 
dürfnis ergeben, zur Ersparung von Druckkosten, 
zur Einschränkung des benötigten Tresorraums und 
zur Vereinfachung des Wertpapierverkehrs die 
ganze Emission oder einen Teil davon in einer ein- 
zigen Urkunde (im Sprachgebrauch der Wirtschaft 
„Globalurkunde'' genannt, im Entwurf als „Sammel- 
urkunde" bezeichnet) zusammenzufassen. Die Vor- 
schriften des Gesetzes über, die Verwahrung und 
Anschaffung von Wertpapieren vom 4. Februar 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 171) — im Folgenden als „De- 
potsgesetz" bezeichnet — über die Sammelverwah- 
rung von Wertpapieren durch Wertpapiersammel- 
banken sind jedoch darauf zugeschnitten, daß ein 
Sammelbestand aus untereinander vertretbaren 
Wertpapieren über nicht weiter zerlegbare Einzel- 
rechte besteht. Es ist daher schon zweifelhaft, ob 
ein Sammelbestand im Sinne des Depotgesetzes 
zum Teil auch aus einer (Sammel-)Urkunde beste- 
hen kann, die mehrere Einzelrechte verbrieft. Erst 
recht kann kaum noch von einem Sammelbestand 
gesprochen werden, wenn dieser aus einer einzigen 
Urkunde bestehen soll, die sämtliche Einzelrechte 
einer Emission oder des der Wertpapiersammelbank 
anvertrauten Teils der Emission verkörpert. 

Artikel 1 des Entwurfs soll diese Rechtsunsicherheit 
beseitigen. Durch Einfügung eines neuen § 9 a in 
das Depotgesetz wird den Kreditinstituten und son- 
stigen gewerbsmäßigen Verwahrern gestattet, statt 
mehreren Wertpapieren über Einzelrechte gleicher 
Art eine Sammelurkunde bei einer Wertpapiersam- 
melbank in Sammelverwahrung zu geben. Die Wert- 
papiersammelbank kann dann diese Sammelurkunde 
allein oder zusammen mit Wertpapieren über Einzel- 
rechte der gleichen Art verwahren. Auf solche von 
einer Wertpapiersammelbank verwahrte Bestände 
sollen nach dem Entwurf mit einigen Ergänzungen 
und Abweichungen (vgl. insbesondere § 9 a Abs. 1 
Satz 2, Abs. 3) die Vorschriften des Depotgesetzes 
über den Sammelbestand Anwendung finden. Damit 
erhält die — von den Börsen-Aufsichtsbehörden der 
Länder schon bisher gebilligte — Übung der Wert- 
papier-Sammelbanken, bei Neuemissionen bis zum 
Ausdruck der Einzelstücke eine sogenafinte inter- 
imistische Globalurkunde entgegenzunehmen und 
einen Handel mit Anteilen an ihr für die Dauer von 
vier Monaten nach den Grundsätzen des Handels 
mit Giro-Sammeldepotanteilen durchzuführen, eine 
einwandfreie Rechtsgrundlage. Darüber hinaus kön- 
nen nun auch bei einer Emission, die sich in festen 
Händen befindet oder bei der nach den vereinbar- 
ten Bedingungen eine Verbriefung in Einzelwert- 
papieren nicht vorgesehen ist, auf Dauer die ganze 
Emission oder bei anderen Emissionen wenigstens 


der Teil, der erfahrungsgemäß auf lange Sicht unbe- 
wegt bei der Wertpapiersammelbank in Verwah- 
rung bleibt, der Wertpapiersammelbank in Form 
einer Sammelurkunde in Verwahrung gegeben wer- 
den. 

2. Drei reichsrechtliche Verordnungen aus dem 
Jahre 1940 und 1942, die auf Anleihen und Buch- 
schulden des Bundes nach § 1 Abs. 1 des Anleihe- 
gesetzes vom 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 218) Anwendung finden, erleichtern den Handel 
mit Bundesanleihen ganz erheblich (Ermächtigung 
der Wertpapiersammelbanken zur Ersetzung von 
Einzelobligationen durch Sammelschuldbuchforde- 
rungen als Grundlage für einen Handel nach den 
Grundsätzen des Giro-Sammelverkehrs: Einbezie- 
hung der Anleihen in den Börsenhandel ohne be- 
sondere Zulassung; Verwendung als Deckungswerte 
durch Realkreditinstitute). Artikel 2 des Entwurfs 
dehnt diese Regelungen auf Anleihen und Buch- 
schulden der Länder aus, für die sie trotz vergleich- 
barer Sachlage bisher nicht gelten. 

3. Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für 
die Vorschriften des Entwurfs ergibt sich aus Arti- 
kel 74 Nr. 11 des Grundgesetzes. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Artikel 1 ergänzt das Depotgesetz aus den (oben 
A 1) dargelegten Gründen durch Einfügung eines 
neuen § 9 a über die Sammelurkunde. 

Durch Absatz 1 Satz 1 soll es den Kreditinstituten 
und anderen Verwahrern im Sinne des § 1 Abs. 2 
des Depotgesetzes gestattet werden, eine ihnen an- 
vertraute Sammelurkunde bei entsprechender Er- 
mächtigung durch den Hinterleger einer Wertpapier- 
sammelbank zur Verwahrung zu übergeben. Der 
Begriff der Sammelurkunde wird durch eine Klam- 
merdefinition als ein Wertpapier gekennzeichnet, 
das mehrere Einzelrechte verbrieft; in der Sammel- 
urkunde können nur solche Einzelrechte zusammen- 
gefaßt werden, die jedes für sich in einem besonde- 
ren Wertpapier verbrieft sein könnten und in die- 
sem Fall untereinander austauschbare, vertretbare 
Wertpapiere einer und derselben Art wären. Abge- 
sehen davon, daß die Sammelurkunde mehrere Ein- 
zelrechte umfaßt, unterscheidet sie sich nicht von 
den Wertpapieren, die gleichartige Einzelrechte ver- 
briefen. Für die äußere Ausgestaltung der Sammel- 
urkunde, die sich im übrigen nach allgemein wert- 
papierrechtlichen Grundsätzen und den Besonder- 
heiten der betreffenden Emission richtet, ergibt sich 
daraus und aus § 9 a Abs. 1 in Verbindung mit § 6 
Abs. 1 des Depotgesetzes, daß auf der Sammel- 
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urkunde jeweils die Nennbeträge oder die Stück- 
zahl der in ihr zusammengefaßten Einzelrechte an- 
gegeben werden müssen. 

Nur für Sammelurkunden, die einer Wertpapier- 
sammelbank anvertraut werden, sollen die Vor- 
schriften des § 9 a gelten. Die Einbeziehung einer 
Sammelurkunde in die sogenannte Haussammelver- 
wahrung durch Verwahrer, die keine Wertpapier- 
sammelbanken sind, läßt der Entwurf nicht zu; da- 
für besteht wegen der geringen praktischen Bedeu- 
tung der Haussammelverwahrung und im Hinblick 
auf die für die Haussammelverwahrung geltenden 
Erschwernisse des § 24 Abs. 1 des Depotgesetzes 
(Erfordernis einer ausdrücklichen und schriftlichen 
Einzelermächtigung, wenn ein Kommissionsgeschäft 
durch Übertragung eines Anteils an einem Haus- 
sammelbestand erfüllt werden soll) kein Bedürfnis. 
Im Entwurf ist vorgesehen, daß die Kreditinstitute 
und sonstigen Verwahrer einer Ermächtigung des 
Hinterlegers bedürfen, wenn sie eine Sammel- 
urkunde einer Wertpapiersammelbank weitergeben 
wollen. Das entspricht der Rechtslage, wie sie ganz 
allgemein für die Sammelverwahrung von Wert- 
papieren nach dem Depotgesetz besteht (vgl. § 5 
Abs. 1 Satz 1 des Depotgesetzes). Für die Form der 
Ermächtigung zur Übergabe einer Sammelurkunde 
an eine Wertpapiersammeibank soll § 5 Abs. 1 
Satz 2 des Depotgesetzes gelten (Absatz 1 Satz 2). 
Sie muß danach ausdrücklich und schriftlich erteilt 
sein und darf weder in Geschäftsbedingungen des 
Verwahrers enthalten sein noch auf andere Urkun- 
den verweisen. Sie braucht aber nicht für jedes 
Verwahrungsgeschäft besonders erteilt zu werden; 
vielmehr soll es wie sonst bei Wertpapieren, die 
einer Wertpapiersammelbank zur Sammelverwah- 
rung übergeben werden sollen, genügen, daß der 
Hinterleger das Kreditinstitut oder den sonstigen 
Verwahrer allgemein zur Sammelverwahrung bei 
einer Wertpapiersammelbank ermächtigt hat. Durch 
die Verweisung in Absatz 1 Satz 2 auf § 5 Abs. 3 
des Depotgesetzes wird darüber hinaus klargestellt, 
daß die Wertpapiersammelbank, der eine Sammel- 
urkunde übergeben worden ist, diese bei einer an- 
deren Wertpapiersammelbank in Drittverwahrung 
geben kann. Die Entscheidung darüber, ob eine von 
einer Wertpapiersammelbank verwahrte Sammel- 
urkunde ganz oder teilweise durch einzelne Wert- 
papiere über die in der Sammelurkunde verbrieften 
Einzelrechte ersetzt oder ob umgekehrt von der 
Wertpapiersammelbank in einem Sammelbestand 
verwahrte einzelne Wertpapiere über gleichartige 
Einzelrechte in einer Sammelurkunde zusammenge- 
faßt werden sollen, weist der Entwurf dem Aus- 
steller zu (Absatz 1 Satz 3). Der Aussteller gibt die 
Wertpapiere aus. Er muß deshalb auch darüber be- 
finden, ob einzelne Wertpapiere über jedes Einzel- 
recht oder eine Sammelurkunde ausgegeben werden 
sollen, die alle oder einen Teil der Einzelrechte in 
einer einzigen Urkunde zusammenfaßt. Einer Zu- 
stimmung anderer Beteiligter (insbesondere der Mit- 
eigentümer am Sammelbestand oder der Wert- 
papiersammelbank) soll der Aussteller dabei nicht 
bedürfen; wegen der im Interesse der Beteiligten 
erforderlichen ergänzenden Vorschriften vergleiche 
§ 9 a Abs. 3. 


Absatz 2 erklärt grundsätzlich die §§ 6 bis 9 und die 
sonstigen Vorschriften des Depotgesetzes über die 
Sammelverwahrung und über Sammelbestandanteile 
für sinngemäß anwendbar, wenn eine Wertpapier- 
sammelbank eine Sammelurkunde allein oder zu- 
sammen mit Wertpapieren über Einzelrechte der in 
der Sammelurkunde verbrieften Art verwahrt. Da- 
durch wird das Ziel des Entwurfs erreicht, daß für 
die Sammelurkunde oder den unter Einbeziehung 
einer Sammelurkunde gebildeten Sammelbestand 
hinsichtlich der Entstehung, der Berechnung und der 
Aufhebung der Miteigentumsanteile der Berechtig- 
ten (vgl. §§ 6, 8 des Depotgesetzes) sowie hinsicht- 
lich des Anspruchs auf Auslieferung des auf den 
einzelnen Berechtigten entfallenden Anteils am Sam- 
melbestand (§§ 7, 8 des Depotgesetzes) — abgesehen 
von den in Absatz 3 in letzterer Beziehung be- 
stimmten Besonderheiten ■ — die gleichen bewährten 
Grundsätze wie bei einem nur aus Wertpapieren 
über Einzelrechte gebildeten Sammelbestand gelten. 
Darüber hinaus soll durch die Verweisung auf die 
sonstigen Vorschriften des Depotgesetzes über die 
Sammelverwahrung und Sammelbestandanteile si- 
chergestelltwerden, daß insbesondere auch § 14 Abs. 3 
des Depotgesetzes über die Befugnis zur Erfüllung 
eines Kommissionsgeschäftes durch Übertragung 
eines Miteigentumsanteils an einem Sammelbestand 
auf die allein oder zusammen mit Wertpapieren über 
Einzelrechte verwahrten Sammelurkunden sinnge- 
mäß angewendet werden. Außerdem bedeutet die 
Gleichstellung eines aus einer Sammelurkunde be- 
stehenden oder unter Einbeziehung einer Sammel- 
urkunde gebildeten Bestandes mit einem nur aus 
Einzelwertpapieren zusammengesetzten Sammelbe- 
stand, daß auch Vorschriften anderer Gesetze, die 
auf den Sammelbestand nach dem Depotgesetz Be- 
zug nehmen (z. B. § 22 des Hypothekenbankgeset- 
zes), ohne weiteres für Sammelbestände aus jeder 
Art Sammelurkunde gelten. 

Nach Absatz 2 in Verbindung mit den §§ 7, 8 des 
Depotgesetzes kann jeder Miteigentümer den Sam- 
melbestand, der allein aus einer Sammelurkunde 
besteht oder zu dem eine Sammelurkunde gehört, 
sowie jeder sonst dinglich Berechtigte an einem 
solchen Sammelbestand die Auslieferung von Wert- 
papieren über Einzelrechte in dem Nennbetrag oder 
der Stückzahl verlangen, wie es seinem Anteil an 
dem Sammelbestand entspricht. Wenn der Sammel- 
bestand nur aus einer Samrnel urkunde besteht, kann 
einem solchen Verlangen naturgemäß nicht sofort 
entsprochen werden. Eine ähnliche Sachlage ent- 
steht aber auch dann, wenn bei einem Sammelbe- 
stand, der nur zum Teil aus einer Sammelurkunde 
besteht, die in ihm enthaltenen Wertpapiere über 
Einzelrechte nicht ausreichen, um die in einem be- 
stimmten Zeitpunkt erhobenen Auslieferungsverlan- 
gen sämtlich sofort zu erfüllen. Um sicherzustellen, 
daß die Berechtigten auch in diesem Fall ihren An- 
spruch auf Auslieferung von Einzelwertpapieren 
verwirklichen können, verpflichtet Absatz 3 Satz 1 
den Aussteller, die Sammelurkunde insoweit durch 
Wertpapiere über Einzelrechte zu ersetzen, als dies 
für die Auslieferung erforderlich ist. Auf der ande- 
ren Seite braucht der Aussteller eine gewisse Zeit, 
um die benötigten Wertpapiere über Einzelrechte 
herzustellen, insbesondere um sie ausdrucken zu 
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lassen. Deshalb wird der Wertpapiersammelbank 
das Recht gegeben, die Auslieferung während des 
hierfür benötigten Zeitraumes zu verweigern. 

Nach dem Rechtsverhältnis des Ausstellers zu den 
an der Emission Berechtigten, bei einer Anleihe ins- 
besondere nach den Anleihebedingungen, kann ver- 
einbart sein, daß die einzelnen Beieclitigten keinen 
Anspruch auf Verbriefung ihres Anteils an der 
Emission in einzelnen Wertpapieren haben. Durch 
Absatz 3 Satz 2 soll klargestellt werden, daß der 
einzelne Berechtigte in diesem Fall abweichend von 
den §§ 7, 8 des Depotgesetzes auch gegenüber der 
Wertpapiersammelbank nicht das Recht hat, die 
Auslieferung von seinem Anteil entsprechenden 
Wertpapieren über Einzelrechte zu verlangen. 

Zu Artikel 2 

Die neuen Vorschriften über die Sammelurkunde 
schließen es nicht aus, sie auch auf Anleihen des 
Bundes anzuwenden. Für diese Anleihen gelten 
allerdings in erster Linie die in Artikel 2 genannten 
Sonderregelungen, die nach § 1 des Anleihe-Geset- 
zes vom 29. März 1951 (Bundesgesetzbl, I S. 218) 
auf Bundesanleihen anwendbar sind. Auf Grund die- 
ser Verordnungen werden Anleihen des Bundes 
meist nur noch zu einem geringen Teil (in der Regel 
zu weniger als einem Fünftel) in Einzelstücken ver- 


brieft. Der weit überwiegende Teil der Anleihe wird 
nicht verbrieft, sondern als Bundesschuldbuchforde- 
rung für eine Wertpapiersammelbank im Bundes- 
schuldbuch eingetragen. Die Einzelrechte aus der 
Anleihe können dann durch Übertragung und Gut- 
schrift von Anteilen an der im Bundesschuldbuch ein- 
getragenen Forderung gehandelt werden. Nach den 
Verordnungen sind die Schuldbuchtorcierungen ge- 
gen den Bund ferner ohne weiteres zum Börsenhan- 
del zugelassen. Sie können schließlich auch von 
Realkreditinstituten als Deckungswerte verwendet 
werden. 

Für Schuldverschreibungen auf Grund von Anlei- 
hen der Länder und für Anleiheforderungen, die in 
Schuldbücher der Länder eingetragen sind, besteht 
bisher eine vergleichbare Regelung nicht. Artikel 2 
schließt diese Lücke, indem er die genannten Vor- 
schriften für Bundesanleihen auf Anleihen der Län- 
der für sinngemäß anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 (§ 9 a Abs. 1 Satz 4 — heu — ) 

Dem § 9 a Abs. 1 ist folgender Satz 4 anzufügen: 

„Bei Maßnahmen nach Satz 3 Nr. 2 ist die Einwilli- 
gung der Vorstände der Börsen erforderlich, an 
denen das Wertpapier amtlich notiert wird." 

Begründung 

Nach der bisherigen Praxis wird der Austausch von 
Einzelurkunden durch eine Sammelurkunde nur im 
Einvernehmen zwischen dem Aussteller und den 


Wertpapiersammelbanken vorgenommen. Mit die- 
ser Regelung soll verhindert werden, daß demEffek- 
tengiroverkehr Einzelurkunden entzogen werden, 
die für eine geordnete Geschäftsabwicklung — ■ ins- 
besondere mit dem Ausland — zwingend erforder- 
lich sind. Diese Praxis hat sich bewährt. 

Wegen der privatrechtlichen Rechtsform der Wert- 
papiersammelbanken sollte die bewährte Praxis mit 
der Maßgabe beibehalten werden, daß an die Stelle 
der Wertpapiersammelbanken die Vorstände der 
beteiligten Börsen treten. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2231 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die BurLdesregierung vermag dem Vorschlag des 

Bundesrates aus den folgenden Gründen nicht zu- 
zustimmen: 

a) Es besteht kein Beidürfnis dafür, die Ersetzung 
von isammelverw ährten Einzelurkunden durch 
eine oder mehrere Sammelurkunden (§ 9 a Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2) von der Einwilligung der Vorstände 
derjenigen Börsen abhängig zu machen, an 
denen die betroffenen Wertpapiere amtlich no- 
tiert werden. Da das Recht der Hinterleger, die 
Herausgabe von Einzeiurkunden jederzeit ver- 
langen ZU können (§ 7 des Gesetzes), durch den 
Umtausch nicht beseitigt, sondern in § 9 a Abs. 3 
Satz 1 der Wertpapiersammelbank lediglich ein 
zei tli ch b e grenz tes Le istun gs ve r w eige r ungs re cht 
eingeräumt wird, muß der Aussteller, der Einzel- 
urkunden durch Sammelurkunden ersetzt hat, 
stets dafür sorgen, daß Einzelurkunden zur Ver- 
fügung gestellt werden können. Er wird dies ver- 
nünftigerweise dadurch tun, daß er von vornher- 
ein die erfahrungsgemäß zur Bedienung der Her- 
ausgabeansprüche erforderliche Zahl von Einzel- 
urkunden in der Girosammelverwahrung beläßt 
und nicht etwa den gesamten Sammelbestand 
durch eine Sammelurkunde ersetzt, da er sonst 
damit rechnen muß, neue kostspielige Einzel- 
urkunden drucken lassen zu müssen. 


b) Der Vorschlag des Bundesrates wäre nicht in 
allen Fällen praktikabel. Er setzt voraus, daß alle 
sammelverwahrten Wertpapiere auch an einer 
Börse amtlich notiert sind, was aber nicht der Fall 
sein muß. 

c) Die Beteiligung mehrerer Börsenvorstände im 
Falle von an verschiedenen Börsen amtlich no- 
tierten Wertpapieren — wie das häufig der Fall 
ist — ist umständlich und kann zu unbefriedigen- 
den Ergebnissen, mindestens aber zu zeitlichen 
Verzögerungen führen, die zu Lasten der die 
Rationalisierung des Wertpapierverkehrs anstre- 
benden Beteiligten gehen. Außerdem wären nach 
dem Wortlaut des Vorschlages nicht nur die Vor- 
stände deutscher Börsen beteiligt, sondern auch 
Vorstände ausländischer Börsen, wenn das von 
der Maßnahme betroffene Wertpapier auch an 
ausländischen Börsen amtlich notiert wird. 

d) Es ist verfassungsrechtlich bedenklich, die Bör- 
senvorstände bei der Erteilung der Einwilligung 
nach freiem Ermessen entscheiden zu lassen, in- 
dem die Erteilung oder Versagung der Einwilli- 
gung nicht an das Vorliegen bestimmter Voraus- 
setzungen gebunden wird. 
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